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Berlins Schulen sind überlastet. Was brauchen Schüler und Schülerinnen, um ausreichend 

Kompetenzen aufzubauen für ein möglichst selbstbestimmtes Leben? Was brauchen Schu-

len, um alle Schüler*innen genau dabei zu unterstützen? 

Schüler*innen, Eltern, Pädagog*innen werden in den letzten Jahren viel zu oft allein gelassen. 

Es fehlen tausende Lehrkräfte, Erzieher*innen, Sozialarbeiter*innen an Berliner Schulen. Die 

Klassengrößen sind zu groß, Räume und ganze Schulen fehlen Immer mehr Jugendliche ver-

lassen die Schule ohne Abschluss und Selbstvertrauen. Eltern sollen zu Hause das auffangen, 

was die Schule nicht schafft. Und umgekehrt. 

Das ist Folge der Kaputtsparpolitik des Berliner Senats,  

egal, wie die Koalition aussah! 

Was tut die Berliner Bildungspolitik? Sie stopft Löcher und kürzt weiter, anstatt grundlegend 

etwas zu verändern. Aber Schule muss anders sein und das ist möglich. Mit mehr Zeit für alle 

Kinder, mehr Personal, neuen Berufsgruppen und weniger Ausgrenzung. Und mit einer ent-

sprechenden finanziellen Ausstattung. Wie so etwas geht, machte die Corona-Krise als 

schlechtes Beispiel mehr als deutlich: mit zahlreichen politisch erzwungenen und vielfach 

nicht gerechtfertigten „Maßnahmen“. Das zeigt: Wenn der politische Wille da ist, sind Verän-

derungen schnell möglich, schneller als wir oft denken! 

Was wird benötigt? Benötigt werden ausreichend und gut ausgebildete Lehrkräfte, Erzie-

her*innen und Sozialarbeiter*innen. Benötigt werden kleinere Klassen. Das sind die zentralen 

Grundlagen für ein gutes, gerechtes und inklusives Schulsystem.  

Was erleben die Schulen? Der Lehrkräftemangel spitzt sich immer weiter zu und nimmt in-

zwischen dramatische Ausmaße an. 1300 Vollzeitstellen sind an Berliner Schulen nicht be-

setzt. Nur circa 23 % der neu eingestellten Lehrkräfte verfügen über eine vollständige Lehr-

amtsausbildung.  

Wie sieht die Zukunft aus? Schlecht, denn nach Senatsprognosen wird sich der Personalman-

gel an Berliner Schulen in den nächsten Jahren noch weiter verschärfen: Zahlreiche Lehrkräfte 

verlassen altersbedingt den Schuldienst. Gleichzeitig besuchen immer mehr Schüler*innen 



die Berliner Schulen. Mit der bisherigen geringen Zahl an Lehramtsabsolvent*innen ist das 

nicht zu schaffen.  

Dabei waren und sind qualitative Verbesserungen, für die es auch mehr Personal bedarf, in 

den Kalkulationen der Senatsbildungsverwaltung überhaupt nicht enthalten. Um über das an 

den Schulen benötigte qualifizierte Personal zu verfügen, besteht bis 2031 jährlich ein Ein-

stellungsbedarf von 4000 Stellen, d.h. Lehramtsabsolvent*innen. In den neuen Hochschulver-

trägen muss dies verankert und natürlich auch geregelt werden, dass die Universitäten aus-

reichend unterstützt werden, um diese Aufgabe umsetzen zu können. 

Aussichten auf Realisierung: Schlecht, denn nach der Entscheidung der Bundesregierung, 

enorme Milliardensummen in die Kriegsvorbereitung zu investieren, hat der Berliner Senat 

seine in den Hochschulverträgen bereits vertraglich zugesagte Entscheidung für eine Aufsto-

ckung des Bildungsbudgets zugunsten einer neuen Kürzungsrunde rückgängig gemacht.  

Wenn die bei dieser Runde beschlossenen Kürzungen umgesetzt werden, muss das Hoch-

schulsystem in Berlin schätzungsweise bis zu 25.000 Studienplätze abbauen.  

In den geänderten „neuen“ Hochschulverträgen wurde die Ziel-Zahl der Lehramtsabsol-

vent*innen (Master of Education) von 2500 auf 2200 abgesenkt. 

Wir fordern:  

Recht auf qualifizierte Bildung für Alle! 

Ausreichende Investitionen in die Berliner Schulen! 

Mehr Lehrkräfte, Erzieher und Erzieherinnen  
und Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen!  

Dafür müssen wir gemeinsam handeln und uns organisieren. 
 

Aufgabe des BSW und der AGBSW ist es, heute eine Kraft gegen die Kriegs-
Politik der Regierung unter Kanzler Merz zu organisieren. Für den Schutz der 
Arbeitnehmerrechte, des Sozialstaats und der Demokratie gegen die Angriffe 
der Regierung. Dazu wollen wir beitragen. Gleichzeitig sind wir davon über-
zeugt, dass man nicht erfolgreich für soziale Forderungen kämpfen kann, 
ohne die Fragen der Kriegspolitik und Kriegsvorbereitung mit aufzunehmen. 
Diese Gedanken tragen wir auch in unsere Gewerkschaften. 
 

Interesse? Melde dich bei: info@agbsw.de  

AGBSW im Internet: agbsw.de  
AGBSW-Kanal auf Telegram: t.me/AGBSW 

AGBSW Berlin c/o BSW Berlin, Wallstr.61, 10179 Berlin; josephinethyret@gmail.com 
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